
 

 
 

Beschluss der Ratsleitung vom 27.06.2023 

 

  

 KR.Nr. A 0026/2023 (KR) 

Auftrag Fraktion FDP.Die Liberalen: Hoheit über Ratsgeschäfte klären, Lücke im Kan-

tonsratsgesetz schliessen (25.01.2023) 

Stellungnahme der Ratsleitung 

  

1. Vorstosstext 

Die Ratsleitung wird beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen, um die Rücknahme 
von zu Handen des Kantonsrats verabschiedeten Vorlagen durch die Regierung zu regeln. Die 
Umsetzung ist innert höchstens sechs Monaten durchzuführen, allenfalls losgelöst von und zeit-
lich vor der angedachten Revision des Kantonsratsgesetzes. 

2. Begründung 

Der Regierungsrat hat am 20. Dezember 2022 Botschaft und Entwurf an den Kantonsrat betref-
fend die «Durchführung des Darmkrebs-Früherkennungsprogramms im Kanton Solothurn; Be-
willigung eines Verpflichtungskredites» (RRB Nr. 2022/1986) beschlossen. Mit RRB Nr. 2023/85 
vom 23. Januar 2023 hat der Regierungsrat am Vorabend der Kantonsratssession den eigenen 
Beschluss wieder aufgehoben und damit das kantonsrätliche Geschäft SGB 0227/2022 der De-
batte und Beschlussfassung eigenmächtig wieder entzogen. Dies, nachdem das Geschäft in einer 
vorberatenden Kommission und den Fraktionen vorberaten, durch das Ratspräsidium traktan-
diert und die Traktandenliste im Amtsblatt publiziert worden war. 

Entgegen den mündlichen Ausführungen der Regierung im Kantonsrat kann ein an den Kan-
tonsrat überwiesenes Geschäft nicht mehr «aufgehoben» werden, allenfalls zurückgenommen. 
Dies gebietet die Gewaltenteilung. Dem Regierungsrat ist zugute zu halten, dass die gesetzli-
chen Grundlagen nicht genügen, was offenbar wurde. Weder die analoge Anwendung des Ge-
setzes über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (VRG) noch die Bestimmungen des Ge-
schäftsreglements des Kantonsrats über die parlamentarischen Vorstösse (Systematisch Titel 6.1) 
vermag zu überzeugen. Andere Kantone haben die Frage geregelt, wann die Hoheit über das 
Geschäft wechselt. 

Nach Auffassung der Fraktion FDP.Die Liberalen beschliesst der Regierungsrat Vorlagen «zu 
Handen des Kantonsrats» und er übergibt sie damit aus seiner Obhut in die Hand des Parla-
ments. Änderungswünsche des Regierungsrats etwelcher Art können ab diesem Zeitpunkt nur 
noch mit Zustimmung des Kantonsrats erfolgen (Änderungsanträge, Rückweisungsantrag etc.). 
Es steht dem Regierungsrat frei, solche zu stellen oder sich Anträgen aus dem Kantonsrat oder 
seiner Kommissionen oder Fraktionen anzuschliessen, nicht jedoch, sie eigenmächtig vorzuneh-
men.  

Der Auftrag richtet sich an die Ratsleitung (§ 35 Abs. 1 2. Satz Kantonsratsgesetz [KRG]). Der 
Wortlaut des Auftrags überlasst es jedoch der Ratsleitung, eine geeignete Lösung des Problems 
vorzuschlagen. Die Schaffung klarer Grundlagen eilt. Ansonsten drohen mit der neuen Praxis 
Ungemach und langwierige Debatten über Formalitäten, anstatt Lösungen 
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3. Stellungnahme der Ratsleitung 

3.1 Geltendes Recht und Praxis im Kanton Solothurn 

Das geltende Recht enthält in Zusammenhang mit der hier interessierenden Frage zur Möglich-
keit der nachträglichen Abänderung und des Rückzugs von ausgearbeiteten Sachvorlagen (Ge-
setzes- und Beschlussesentwürfe) durch den Regierungsrat keine (ausdrückliche) Regel: Arti-
kel 79 Absatz 1 der Kantonsverfassung1 bestimmt lediglich, dass der Regierungsrat das 
Vorverfahren der Verfassungs- und Gesetzgebung leitet. Aus den § 40 des Kantonsratsgesetzes2 
und § 86 des Geschäftsreglements3 ergibt sich, dass der Regierungsrat dem Kantonsrat Beschlus-
ses- und Gesetzesentwürfe unterbreitet. 

Nicht explizit geregelt ist, zu welchem Zeitpunkt das Vorverfahren endet, ob und in welchem 
Umfang allenfalls der Regierungsrat nach Abschluss dieses Vorverfahrens die Vorlage und/oder 
Botschaft (teilweise oder ganz) modifizieren kann oder allenfalls zur Überarbeitung ganz zu-
rücknehmen kann – und welches parlamentarische Organ gegebenenfalls einer Änderung bzw. 
einer Rücknahme/Überarbeitung zustimmen muss. 

Lediglich indirekt lassen einzelne Bestimmungen zu den Zustellfristen – und damit verbundenen 
der Unabänderbarkeit der Beschlussgrundlagen – zur Traktandierung von Geschäften sowie zum 
eigenen Antragsrecht des Regierungsrats den Schluss zu, dass der jederzeitigen «eigenmächti-
gen» Modifikation von Vorlagen durch den Regierungsrat Grenzen gesetzt sind. 

Aus der nachfolgend beschriebenen geltenden Praxis (siehe Ziffer 3.2) lässt sich nicht ableiten, 
dass die Regelungslücke im Sinne eines qualifizierten Schweigens des Gesetzgebers und als ge-
nerelles Verbot an den Regierungsrat zu interpretieren ist, eingebrachte Beratungsgegenstände 
nachträglich zu modifizieren oder zurückzuziehen. 

3.2 Geltende Praxis im Kanton Solothurn 

Die geltende Praxis zu den mit der hier interessierenden Fragestellung zusammenhängenden 
Themen zeichnet sich nicht durch einen starren formellen Übergang der Hoheit über Beratungs-
gegenstände vom Regierungsrat auf den Kantonsrat aus. Vielmehr werden Entscheide in diesem 
Zusammenhang partnerschaftlich und einvernehmlich zwischen Parlament und Regierung ge-
fällt:  

In diesem Sinn entspricht es der Praxis, dass der Regierungsrat im Einvernehmen mit der Kom-
mission eine Vorlage zur Überarbeitung zurücknehmen und in modifizierter Form der Kommis-
sion im Rahmen einer 2. Lesung vorlegen kann – ohne dass hierzu die Kommission formell eine 
Rückweisung beschliessen muss. Ein aktuelles Beispiel hierfür ist das Globalbudget «Öffentlicher 
Verkehr für das Jahr 2024» (SGB 103/2023), das im Nachgang zur Beratung in der UMBAWIKO 
vom Regierungsrat zwecks Überarbeitung zurückgenommen wurde – mit der Folge, dass es in 
der FIKO (noch) nicht behandelt wird, obwohl es dort bereits traktandiert – und streng genom-
men in dessen Hoheit – war. 

Ebenfalls ist es gängige Praxis, dass der Regierungsrat im Nachgang zu Beratungen in der Kom-
mission Botschaft und Entwurf mit Ergänzungsberichten erweitert und somit die Beschlussesun-
terlagen und Materialien ergänzt – so zuletzt bei der Vorlage «Umsetzung Digitalisierungsstra-
tegie Impulsprogramm SO!Digital 2023-2025» (SGB 192/2022). 

 _______________  

1 Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 (KV; BGS 111.1) 
2 Kantonsratsgesetz vom 24. September 1989 (BGS 121.1) 
3 Geschäftsreglement des Kantonsrates von Solothurn vom 10. September 1991 (BGS 121.2) 
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Weiter entspricht es der Praxis, dass der Regierungsrat zu sämtlichen abweichenden Kommissi-
onsanträgen jeweils Stellung nimmt, obwohl dies gemäss § 49 Geschäftsreglement nur bezüg-
lich Anträgen mit unklarer finanzieller Tragweite gesetzlich vorgeschrieben ist. Schliesst sich der 
Regierungsrat anschliessend dem Kommissionsantrag an, hat dies zur Folge, dass im Kantonsrat 
über die regierungsrätliche Vorlage in der ursprünglichen Fassung in der Regel nicht mehr abge-
stimmt wird bzw. dem Kantonsrat zur Beratung der Beschlussesentwurf in der von Kommission 
und Regierungsrat bereinigten Fassung vorgelegt wird. 

Zu erwähnen sind weiter Geschäfte in Zusammenhang mit dem Voranschlag, insbesondere 
Budgetnachträge. Aufgrund von zwischenzeitlichen Entwicklungen zwischen Verabschiedung 
von Botschaft und Entwurf und der Behandlung in den parlamentarischen Organen sind nach-
trägliche Anpassungen der ursprünglichen Vorlage unerlässlich. Gemäss bestehender Praxis 
bringt der Regierungsrat die Anpassungsvorschläge in die Kommissionssitzung im Sinne einer 
modifizierten Vorlage ein, wobei die so angepasste Vorlage formell als Kommissionsantrag in 
den Kantonsrat gebracht wird. 

Zu erwähnen ist zudem, dass die Einladung zur Session und die Traktandierung der Sessionsge-
schäfte praxisgemäss durch die Kantonsratspräsidentin «im Einvernehmen mit dem Regierungs-

rat» erfolgt (vgl. hierzu die Formulierung in der Einladung und im Amtsblatt), der Regierungsrat 
– vertreten durch den Staatschreiber – in den Traktandierungsprozess miteinbezogen wird, ob-
wohl gemäss § 8 Absatz 3 Kantonsratsgesetz die Traktandierung in der alleinigen Kompetenz 
des Präsidenten oder der Präsidentin liegen würde.  

In Einzelfällen ist es in der Vergangenheit zudem vorgekommen, dass – wie in dem Fall, der dem 
Vorstoss zugrunde liegt – für die Session traktandierte Geschäfte im Einvernehmen mit dem 
Kantonsratspräsidenten oder der Kantonsratspräsidentin und dem Regierungsrat vor Sessionsbe-
ginn zurückgezogen wurden, um sie anschliessend in modifizierte Form den parlamentarischen 
Organen neu vorzulegen. 

Zusammenfassend lässt sich somit festhalten, dass zumindest in der (ständigen) Praxis nach Ab-
schluss des regierungsrätlichen Vorverfahrens die Beratungsgegenstände nicht in die «alleinige 
Hoheit» des Kantonsrats in dem Sinne übergehen, dass nachträgliche Anpassungen oder Überar-
beitungen (inkl. Rücknahmen) der Vorlagen formell nur mittels explizitem Beschluss eines Or-
gans des Kantonsrats möglich sind. Vielmehr erfolgen solche (anzahlmässig überschaubaren) 
Rückzüge und Überarbeitungen von Vorlagen pragmatisch und einvernehmlich zwischen Kan-
tons- und Regierungsrat.  

3.3 Regelung beim Bund und in anderen Kantonen 

Im Gegensatz zum Kanton Solothurn enthalten der Bund und einige Kantone explizite Regelun-
gen zur Frage, ob, unter welchen Voraussetzungen und bis zu welchem Zeitpunkt Vorlagen des 
Regierungsrats zurückgezogen werden können.  

Im Kanton Aargau kann der Regierungsrat eine Vorlage vor Beginn der Behandlung zurückzie-
hen. Voraussetzung hierfür ist, dass der Rückzug begründet wird und das Büro – dem Pendant 
zur Ratsleitung im Kanton Solothurn – dem Rückzug zustimmt4. In den Stadt- und Gemeindepar-
lamenten des Kantons Zürich ist ein Rückzug mit Genehmigung der Kommission oder der Ge-
schäftsleitung möglich5. Im Kanton Basel Stadt wiederum bedarf es für den Rückzug des Ge-
schäfts der Zustimmung des Ratsplenums6. 

 ________________  

4 § 51 Absatz 1 des Gesetzes über die Organisation des Grossen Rates und über den Verkehr zwischen dem Grossen Rat, dem 
Regierungsrat und dem Obergericht vom 19. Juni 1990 (GVG; SAR 152.200) (AG) 

5 Art. 70 der Mustervorlage des Organisationserlasses Gemeindeparlament der Direktion der Justiz und des Innern vom März 
2021 

6 § 25 des Gesetzes über die Geschäftsordnung des Grossen Rates vom 29. Juni 2023 (GO; SG 152.100) (BS) 



4 

Im Kanton Bern können Beratungsgegenstände, die der Regierungsrat eingebracht hat, nach 
der Beschlussfassung über das Sessionsprogramm – also dem Versand der Sessionstraktanden-
liste – nicht mehr zurückgezogen werden7. Strenger ist die Regel beim Bund, wo das Rückzugs-
verbot bereits ab dem Zeitpunkt des Versandes der Botschaft besteht8. Interessant ist in diesem 
Zusammenhang, dass es beim Bund bis im Jahr 2002 keine explizite Regel gab, jedoch zurückge-
hend auf ein Rechtsgutachten der Justizabteilung von 1949 in der Praxis ein Rückzugsverbot 
galt9. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Regelungen bezüglich Rücknahme von Vorlagen 
in den einzelnen Parlamentsgesetzen unterschiedlich ausgestaltet sind. Daraus folgt wiederum, 
dass es im schweizerischen Parlamentsrecht keinen allgemeinen Grundsatz gibt, wonach Vorla-
gen nach Anhängigmachen des Beratungsgegenstands durch die Exekutive generell nicht mehr 
abgeändert oder zurückgenommen werden können. 

3.4 Schlussfolgerung und Empfehlung der Ratsleitung 

Der Vorstoss verfolgt ein legitimes Ziel: Die Ratsleitung erachtet es als wichtig, sich in grundsätz-
licher Hinsicht Gedanken zum Verhältnis zwischen Parlament und Regierungsrat zu machen und 
die geltende Praxis zu diesbezüglichen Einzelfragen zu hinterfragen und der Gewaltenteilung in 
Einzelpunkten Nachachtung zu verschaffen. Allerdings erachtet die Ratsleitung eine umge-
hende Anpassung der Rechtsgrundlagen als nicht notwendig: Die im Vorstoss angesprochenen 
Fälle der Rücknahme von hängigen Vorlagen durch den Regierungsrat sind zahlenmässig unbe-
deutend und waren vom Ergebnis her unproblematisch. Es geht hier lediglich um eine Formali-
tät – eine Ordnungs- und nicht eine Gültigkeitsvorschrift. 

Eine dringliche Problematik oder Regelungslücke besteht diesbezüglich nicht: Entscheidend ist, 
dass die Rücknahme von Vorlagen des Regierungsrats stets im Einvernehmen mit dem Kantons-
ratspräsidenten oder der Kantonsratspräsidentin – dem für die Tagesordnung zuständigen Or-
gan – erfolgt. Indem der Kantonsratspräsident oder die Kantonsratspräsidentin den Rat zu Sit-
zungsbeginn im Rahmen der Bereinigung der Tagesordnung die beabsichtigte Streichung des 
Traktandums zur Kenntnis bringt, explizit danach fragt, ob Einwände bestehen oder eine Ab-
stimmung darüber verlangt wird, haben die Kantonsratsmitglieder stets die Möglichkeit, sich 
der Rücknahme der Vorlage zu widersetzen; so ist es auch in Zusammenhang mit dem im Vor-
stoss angesprochenen Geschäfts SGB 0227/2022 (Durchführung des Darmkrebs-Früherkennungs-
programms im Kanton Solothurn; Bewilligung eines Verpflichtungskredites) erfolgt, wo über die 
Verschiebung des Traktandums oder die Durchführung der Debatte zu diesem Geschäft abge-
stimmt wurde.  

Selbst wenn keine Abstimmung im Rat durchgeführt wird, kann von einer stillschweigenden 
Verschiebung des Geschäfts (Ordnungsantrag) ausgegangen werden, welche der Regierungsrat 
gemäss geltendem Recht jederzeit beantragen kann. Im Anschluss daran hat die zuständige 
Kommission mit ihren gesetzlichen Instrumentarien Möglichkeiten, die Ursprungsvorlage oder 
die überarbeitete Vorlage in den Rat zu bringen – und somit eine einseitige Modifizierung der 
Vorlage durch den Regierungsrat zu verhindern. So oder so hat somit der Kantonsrat das 
«letzte» Wort, kann die «Notbremse» ziehen und verfügt bereits so vom Ergebnis her bereits 
über die Hoheit über den Beratungsgegenstand, wie sie im Auftrag verlangt wird. 

Aus den genannten Gründen erweist sich somit eine vorgezogene – und von der Revision des 
Kantonsratsgesetzes losgelöste – punktuelle Anpassung des Kantonsratsgesetzes als übertrie-
ben. Vielmehr ist die Frage in grundsätzlicher Hinsicht und im Kontext des Verhältnisses von Par-
lament und Regierung im Rahmen der geplanten Kantonsratsgesetzesrevision zu klären. Zudem 

 _______________  

7 Artikel 81 Absatz 3 der Geschäftsordnung des Grossen Rates vom 4. Juni 2013 (GO; BGS 151.211) (BE) 
8 Art. 73 Abs. 3 i.V.m. Art. 72 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Bundesversammlung vom 13. Dezember 2002 (ParlG; SR 171.10) 
9 Graf/Theler/von Wyss, Parlamentsrecht und Parlamentspraxis der Schweizerischen Bundesversammlung, Kommentar zum Parla-

mentsgesetz (ParlG), N 4 zu Art. 73 
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sollte eine bestehende Praxis, die auch im Interesse des Parlaments stehende pragmatische Lö-

sungen ermöglicht, nicht vorschnell aufgegeben werden. 

4. Antrag der Ratsleitung 

Nichterheblicherklärung 

 

 

Im Namen der Ratsleitung 

   

Susanne Koch Hauser Markus Ballmer 

Kantonsratspräsidentin Ratssekretär 

 

 

Verteiler 

Regierungsrat 

Staatskanzlei 

Parlamentsdienste 

Traktandenliste Kantonsrat 


